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152 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
betr. Erhöhung der Tarifſätze im Güter⸗ und Tierverkehr auf den Eiſenbahnen 
im Gebiete der Freien Stadt Danzig. Vom 12. Oktober 1922. 


kann J 
Der Senat wird ermächtigt, mit Wirkung vom 1. Oktober 1922 der Erhöhung der z. Zt. im Güter⸗ 
und Tierverkehr geltenden Tarifſätze auf den Eiſenbahnen im Gebiete der Freien Stadt Danzig um 100 v. H⸗ 
zuzuſtimmen. 
Artikel II. 
Dies Geſetz tritt in Kraft am Tage ſeiner Verkündung. 


Danzig, den 12. Oktober 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Runge. 
153 Volkstag nnd Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über die Verſorgung der minderbemittelten Bevölkerung mit Speijefartoffeln 
für das Wirtſchaftsjahr 1922/23. Vom 13. Oktober 1922. 


8 1. 
Der Senat wird ermächtigt, zur Verſorgung der minderbemittelten Bevölkerung der Freien Stadt 
Danzig mit Speiſekartoffeln zu verbilligtem Preiſe bis zu 25 Millionen Mark aus den Ueberſchüſſen der 
Außenhandelsſtelle während des laufenden Haushaltsjahres zu verausgaben. 


82. 
Für minderbemittelt gilt derjenige, deſſen Einkommen im Monat September 1922 den Betrag von 
5000 Mark nicht überſchritt. Dabei wird das Einkommen der in einem gemeinſamen Haushalt lebenden 
Familienangehörigen zuſammengerechnet. 
Inſoweit noch Kartoffeln verfügbar bleiben, kann der Senat die Verſorgung auch auf ſolche Haus⸗ 
halte ausdehnen, deren Einkommen im Monat September 1922 bis zu 8000 Mark betragen hat. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 22. 10. 1922). 
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8 
Für jede verſorgungsberechtigte Perſon wird der Bedarf auf 3 Ztr. Speiſekartoffeln feſtgeſetzt. 
- § 4. 
Der Senat erläßt die zur Durchführung des Geſetzes erforderlichen Anordnungen. 
Sun: 
Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 13. Oktober 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Jansson. 


154 Ausführungs⸗Verordnung 
zum Geſetz über die Verſorgung der minderbemittelten Bevölkerung mit Speiſekartoffeln für 
das Wirtſchaftsjahr 1922/23. 


9 
Die Durchführung des Geſetzes wird den Kommunalverbänden Danzig Stadt, Zoppot und den 
Landkreiſen Danzig Höhe, Niederung und Großer Werder übertragen. 
Die Kommunalverbände haben die vom Senat zugewieſenen Kartoffelmengen von den Erzeugern 
abzunehmen und zu verteilen. 55 


Zur Bezahlung der Kartoffeln und der Koſten für Transport und etwaige Einlagerungen werden 
den Kommunalverbänden vom Senat die erforderlichen Mittel überwieſen. 


Se 

Die Kommunalverbände dürfen die Kartoffeln an die minderbemittelte Bevölkerung unter Berück⸗ 
ſichtigung der Vermögensverhältniſſe zu keinem höheren . als 150 M für den Ztr. ab Verteilungs⸗ 
ſtelle abgeben. 

Für die Berückſichtigung der Vermögensverhältniſſe ſind folgende Richtlinien maßgebend: 

Minderbemittelte erhalten die Kartoffeln unentgeltlich mit einem Einkommen im Sept. 22 bis 2000 Pe, 
mit Preisnachlaß mit einem Einkommen von über 2000 bis 4000 M, 
zum Preiſe von 150 M mit einem Einkommen über 4000 M. 

Die Kommunalverbände können von dieſen Richtlinien in begründeten Fällen Ausnahmen zulaſſen. 

8 4. 

Als minderbemittelt kommen hauptſächlich in Frage: Kleinrentner, Invalidenrentner, Armenunter⸗ 
ſtützungsempfanger, Penſionare, Beamtenwitwen und Striegsbejchädigte, ſoweit ihr Mindereinkommen auf 
Alter oder Juvalidität zurückzuführen iſt. 

Als minderbemittelt im Sinne des § 2 des Geſetzes gelten nicht Kartoffelerzeuger und landwirt— 
ſchaftliche Arbeiter. 

Als minderbemittelt gelten ferner nicht Angeſtellte und Arbeiter, deren Einkommen infolge Streiks 
oder verſchuldete Arbeitsloſigkeit im Monat September 1922 unter 5000 Mark geblieben iſt. 

Sun: 

Die für die Abgabe von Kartoffeln in Betracht kommenden Perſonen haben die Zuweiſung ſchriftliich 
oder mündlich unter Vorlegung des Steuerzettels bei dem zuftändigen Kommunalverbande zu beantragen. 
Dieſer entſcheidet über den Antrag endgültig. 

Im Dienſtverhaltuis ſtehende Antragſteller haben außer dem Steuerzettel eine Beſcheinigung des 
Arbeitgebers über die Höhe des Einkommens im September 1922 vorzulegen. 
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Kommunalverbände, die bereits Kartoffeln an im Sinne des Geſetzes und dieſer Verordnung minder⸗ 
bemittelte Perſonen abgegeben haben, haben dieſe Mengen in Anrechnung zu bringen. 
5.0 


Die Kommunalverbände können den Empfängern von Kartoffeln im Bedürftigkeitsfalle Teilzahlungen 
bis zum 31. März 1923 geſtatten. 
5 


Die Kommunalverbände haben die von den Minderbemittelten für die Kartoffeln gezahlten 
Beträge am 1. und 15. jeden Monats an die Freiſtadthauptkaſſe abzuführen und dem Senat — Abteilung 
Handel — darüber eine Abrechnung zuzufertigen. 
88. 


Die Verteilung der Kartoffeln ijt unverzüglich durchzuführen, um ein Einmieten oder eine Eins 
lagerung möglichſt zu vermeiden. 
8 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. . 


Danzig, den 13. Dftober 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Jansson. 
155 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über die Zuckerverſorgung der Freiſtadtbevölkerung während des Betriebsjahres 1922/23. 
Vom 13. Oktober 1922. 
; 8 l 
Von dem in dem Betriebsjahre 1922/23 in den Rohzucker- und Verbrauchszuckerfabriken hergeſtellten 
Zucker werden 2 mal 100000 Ztr. Verbrauchszucker zur Verſorgung der Freiſtadtbevölkerung beſchlagnahmt. 


82. 
Die Abgabe von Verbrauchszucker au die verſorgungsberechtigte Freiſtadtbevölkerung erfolgt auf 
Karten und zwar mit 2¼ Pfund für den Kopf und Monat. Die Verteilung übernehmen die Kommunal⸗ 
verbände, die die erforderlichen Mengen von den Fabriken zu übernehmen und zu bezahlen haben. 


8 8. 

Der Übernahmepreis für die erſten 100000 Ztr. beträgt im Oktober 1922 1500 M für den Ztr. 
frei Waggon Fabrik, für die nächſtfolgenden Monate wird der Preis feſtgeſetzt auf die Hälfte des zu 
ermittelnden Durchſchnittspreiſes für Zucker des vorhergegangenen Monats, jedoch nicht über 3000 M für 
den Ztr. « * 

8 4. 

Die Kommunalverbände dürfen bei der Abgabe an die Kleinhändler auf die Übernahmepreiſe nur 
die baren Auslagen aufſchlagen. Die Kleinhandelspreiſe haben die Kommunalverbände feſtzuſetzen. Der 
Senat ſetzt Höchſtpreiſe feſt, die nicht überſchritten werden dürfen. 

8 5. 

Die Fabriken ſind verpflichtet, die gemaß § 2 zur Verſorgung der Bevölkerung erforderliche Menge 

Verbrauchszucker auf Anfordern des Senats zu liefern. 


§ 6. 
Die weiteren 100000 Ztr. find zur Verfügung des Senats zu halten. Dieſe Menge iſt dazu 
beſtimmt, etwa entſtehenden weiteren Bedarf im freien Handel zu decken. 
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87. 
Die Verbrauchszuckerfabriken haben den Zucker einzulagern und auf Anweiſung des Senats abzugeben. 
Die üblichen Lagerkoſten gehen zu Laſten des Senats, ebenſo die Verſicherung des eingelagerten Zuckers. 
Die Fabriken find berechtigt, die Bezahlung des gemäß 8 3 fertiggeſtellten Zuckers vom Senat zu 
verlangen, ſobald ſie ihn zur Lieferung anbieten. | 
88. 
Die Umlage der 2 mal 100 000 Bir. auf die einzelnen Fabriken erfolgt auf Anordnung des Senats. 
§ 9. 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Beſtimmungen, insbeſondere Überſchreitungen des Höchſtpreiſes werden 
mit Gefängnis bis zu 2 Jahren und Geldſtrafen bis zu 500 000 M oder einer dieſer Strafen geahndet. 
§ 10. 

Die zur Ausſührung des Geſetzes erforderlichen Anordnungen, insbeſondere über die Feſtſetzung 
des im 8 3 genannten Bedarfs erläßt der Senat. z 
Danzig, den 13. Oktober 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Jewelowski. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


